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Christine Heindl 

Sie werden mich sicherlich belehren. Es wäre 
wunderschön, wenn Sie jetzt auch ans Rednerpult 
kommen würden und Ihre Meinung hier darlegen 
würden. (Abg. Dr. Sc h w im m e r: Nein, bei Ih­
rem Theater spiele ich nicht mil.' ) Ja. es ist leider 
ein Theater. aber ein sehr tragisches, ein wirklich 
tragisches. 

Ich habe vorhin gesagt, die erste menschliche 
Regung der Regierung ist es anscheinend wirklich 
gewesen. Angst vor dem Staatsanwalt zu haben. 
Ich würde mir aber wesentlich mehr Verantwor­
tung vor der Angst jedes einzelnen Menschen vor 
den Folgen eines Krieges wünschen. Wenn Kriege 
auf der Welt noch geführt werden. dann würde 
ich mir wünschen, daß Staaten wie Österreich 
hergehen und alle Maßnahmen setzen, daß Pro­
bleme auf friedliche Art und Weise gelöst wer­
den, und nicht ganz schnell Maßnahmen setzen, 
um ja mittun zu können bei der Vernichtung von 
Menschen. 

Es war in der letzten Zeit in der Frage der 
Flüchtlingsproblematik, wozu in Äußerungen 
Vertreter der Kirche wirklich die Wahrheit gesagt 
haben. Auch in diesem Fall war es ähnlich. Ich 
glaube. es war Kardinal König, der gesagt hat. das 
Wort "Krieg" müßte aus unserem Vokabular ver­
schwinden. 

Tragisch ist, daß aus dem Vokabular von 
173 Abgeordneten des österreichischen Parla­
ments das Wort "Friede" verschwunden ist und 
damit auch die Verantwortung gegenüber ihrer 
eigenen Arbeit und Tätigkeit. 

Wir haben das Jahr 1991 erst begonnen. Es gibt 
sehr viele Menschen, die Vorsätze fassen. Ich hof­
fe, Sie haben zu Silvester auch den Vorsatz ge­
faßt, diese Ihre Verantwortung zumindest ein 
kleines Stück voranzutreiben, weiterzutun, sich 
nicht hinter dem Klubzwang zu verstecken, sich 
nicht hinter Maßnahmen der Regierung zu ver­
stecken, sondern als verantwortliche Abgeordnete 
dieses Staates heute herzugehen und wirklich ge­
gen dieses 24-Stunden-Gesetz, gegen diese Maß­
nahmen zu stimmen, wirklich zu schauen, daß die 
öffentliche Diskussion weitergefLthrt wird, daß 
Wege gefunden werd~n, wie Österreich zum Frie­
den beitragen kann. Osterreich soll nicht die Rol­
le eines Anhängsels von KriegsbefLtrwortern spie­
len müssen. 

Ich glaube, das wäre ein guter Vorsatz für ein 
neues Jahr und nicht die Maßnahmen, die jetzt 
hier in diesem Hause gesetzt werden. indem man 
es einer kleinen Fraktion überantwortet, für die 
Anliegen der Österreicher einzutreten, für die 
Anliegen vieler Tausender, die auf die Straße ge­
gangen sind, für den Frieden zu demonstrieren. 
173 Menschen sitzen hier und tun so, als ob es das 
Ganze nicht geben würde. - Danke. (Beifall bei 
den Grünen.) 15.lIJ 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Grandits. 
Ich erteile es ihr. 

f 5.1IJ 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
finde es ungeheuerlich, daß Sie nach wie vor so 
tun, als hätte die grüne Fraktion absichtlich den 
heutigen Tag auserkoren, um Zeit zu schinden. 
und zwar grundlos. Sie haben anscheinend noch 
immer nicht begriffen, worum es geht (Ruf: Oder 
wer?), wie tief der Einschnitt in diesen Staat 
durch die vorgesehenen Gesetzesänderungen sein 
könnte. 

Ich muß es mit einem Beispiel noch einmal un­
termauern, daß es keine grüne Spinneridee ist, 
sondern ein Thema, das ganz Österreich beschäf­
tigt, und daß namhafte Personen ihren Protest 
nicht nur an uns. sondern auch an Sie alle und 
auch an Ihre Fraktionen gerichtet haben. Tun Sie 
nicht so, als hätten Sie eine völlig richtige Vor­
gangsweise gewählt, als hätten Sie in der Aktuali­
tät der Angelegenheit nicht anders handeln kön­
nen. Wir wissen alle, daß diese Resolution schon 
am 29. November 1990 beschlossen wurde - da 
liegen immerhin einige Wochen dazwischen - , 
aber niemand hat sich bemüßigt gefühlt, eine Dis­
kussion loszutreten. Anscheinend hat man sehr 
wohl Angst dav<?r gehabt, wie sich die Östen-ei­
cherinnen und Osterreicher zu diesem Problem 
Neutralität und Kriegsmaterialgesetz stellen wer­
den. 

Als Beispiel, das ich schon vorher angeführt 
habe, möchte ich eine Pressemitteilung des Ple­
nums der österreichischen Rektorenkonferenz 
anführen. Ich nehme an, Sie wissen alle, um wel­
ches Gremium es sich dabei handelt. Es sind alle 
Rektoren aller österreichischen Universitäten in 
diesem Plenum vertreten. Dieses Gremium hat 
eine Pressemitteilung auch an uns geschickt, die 
sich sowohl gegen den Krieg im Irak als auch ganz 
massiv gegen jede Änderung des Kriegsmaterial­
gesetzes und des Strafgesetzbuches wendet. 

Ich zitiere: "Jede Okkupation eines fremden 
Territoriums ist zu verurteilen! Dennoch glauben 
wir nicht, insbesondere aufgrund der Erfahrun­
gen dieses Jahrhunderts, daß Krieg und die Ver­
letzung von Menschenrechten zu Problemlösun­
gen führen können. Die österreichische Rekto­
renkonferenz als Vertreterin der österreich ischen 
Universitäten und Kunsthochschulen appelliert 
an alle Verantwortlichen, den Verhandlungsweg 
nicht zu verlassen, und wendet sich gegen die Än­
derung des Kriegsmaterial- und Strafgesetzes." 

Ein anderes Beispiel: Universität Innsbruck, In­
stitut für Philosophie. Herr Universitätsprofessor 
Dr. Hans Köchler hat dem grünen Klub eine Mit­
teilung überbracht, in der er die Haltung der Grü-
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Mag. Marijana Grandits 

nen-Alternativen bezüglich der Neutralitätsfrage, 
Kriegsmaterialgesetzänderung und die ganze An­
gelegenheit am Golf unterstützt, und dies in ei­
nem Brief folgendermaßen begründet. Dieser 
Brief ist übrigens auch an den Herrn Außenmini­
stel' gegangen und, ich nehme an, auch an die an­
deren Klubs, aber Sie ignorieren anscheinend all 
diese Dinge. Das sind namhafte Persönlichkeiten, 
die sich mit den Rechtsbeständen sehr wohl aus­
einandergesetzt haben. Das sind nicht jene, die 
Sie immer als Spinner der Friedensbewegung und 
als unrealistische Friedensapostel bezeichnen. 
Wie gesagt, Herr Universitätsprofessor Hans 
Köchler gehört sicher zu den Menschen, die wis­
sen, wovon sie reden. 

Ich möchte nur zwei Sätze aus diesem Brief zi­
tieren, und zwar weist er darauf hin, daß die Re­
solution 678 in wesentlichen Punkten der UNO­
Charta widerspricht und daher nicht in Überein­
stimmung mit der Charta verwirklicht werden 
kann. Was dahintersteckt, ist für ihn klar. Das ist 
keine schlampige Formulierung von Juristen, 
sondern machtpolitisches Kalkül, das einem ein­
zelnen Staat praktisch eine Generalvollmacht für 
einseitige Militäraktionen erteilt. Und aus diesem 
Grund wendet er sich auch gegen alle Änderungs­
vorschläge und Versuche. Genau das betrifft eben 
jetzt diese Debatte und ist der Grund dafür, wes­
halb wir sie führen. 

Ich glaube. das sind doch Warnzeichen. das 
sind doch Alarmsignale. Und wenn sie darauf 
nicht eingehen und auf diese nicht Rücksicht neh­
men wollen, dann frage ich mich, wen Sie in die­
sem Staat vertreten. (Beifall bei den Grünen.) 
15.15 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Langthaler. 
Ich erteile es ihr. 

15.15 

Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): 
Meine Damen und Herren! An der jetzigen Dis­
kussion merkt man wieder. wie vorteilhaft es 
wäre, würden alle Debatten live im ORF übertra­
gen werden, denn dann würde die Diskussionsbe­
teiligung wirklich etwas anders aussehen. (Abg. 
He i 11 Z i n ger: Da würden Sie vom Rednerpllil 
überhaupt nicht mehr wegkommen!) Denn es ist 
wirklich unglaublich, und ich frage mich, wie man 
sich da so fühlt, wenn man stundenlang in den 
Bänken sitzt ... (Abg. He in z in ger: Und Ih­
nen zuhöre. sehr schlecht.' - Weitere Zwischenru­
fe.) Na ja, dann kommen Sie heraus, und beteili­
gen Sie sich an der Diskussion, und qualifizieren 
Sie uns nicht als zehn Abgeordnete, die hier in 
erster Linie die Zeit vergehen lassen wollen, ab, 
denn so ist es nicht! (Abg. Dr. F Li h r man n: Das 
tun Sie doch.') So ist es aber nicht. (Ruf bei der 
Ö VP: Sie wollen ja nur ein Theater aufführen!) 

Herr Fuhrmann! Ich habe Sie. bevor Sie Klub­
obmann geworden sind, nicht so genau gekannt. 
Aber in jeder Rede, die Sie hier in diesem Parla­
ment gehalten haben, fordern Sie eigentlich die 
Entmachtung des Parlamentarismus. (Abg. Dr. 
F uhr m a Illl: Da schall.') Wenn Sie das in Ihrer 
Funktion als Klubobmann tun, ist es eine wirklich 
schlimme Sache, würde ich meinen. (Ruf bei der 
SPÖ: Da müssen Sie aber in einem anderen PaI'la­
meflf gewesen sein!) Nein, es war in diesem Parla­
ment. Ich passe nämlich vor allem bei den Reden 
der Klubobleute sehr gut auf. (Abg. Illg. Res sei: 
Fällt Ihnen zur Sache nichts mehr ein, Frau Kolle­
gin 7) 

Herr Fuhrmann! Auch heute haben Sie mehr 
oder weniger gemeint: zu viele Debatten, zu lange 
Debatten, ein Zuviel an Demokratie. - Das ist da 
gar nicht notwendig. (Abg. Dr. F II h r man n: Sie 
zitieren vollkommen falsch.' Jedes Wort. das Sie 
hier sagen, ist falsch zitiert.') Bitte, es geht ja hier 
nicht um irgendwelche Gesetzesänderungen. 
(Abg. Dr. F uhr man 11: Jedes Wort. das Sie hier 
sagen, iST falsch zitiert.') Wir können ja aus dem 
Stenographischen Protokoll ersehen, was Sie in 
Ihrer Rede heute morgen gesagt haben; ebenso 
was Sie bei der Debatte über die Regierungserklä­
rung gesagt haben. (Ruf bei der SPÖ: ErST lesen, 
dann reden.') Ja, das würde ich Ihnen auch emp­
fehlen. aber es wäre schön, wenn Sie denken und 
reden würden, Herr Kollege, wenn Sie es wagen 
würden, da herauszugehen und wirklich zu sagen: 
Die Neutralität ist uns nicht mehr wichtig. (ZH'i­
schellrtlf bei der SPÖ.) Gehen Sie heraus. und sa­
gen Sie es ehrlich der österreich ischen Bevölke­
rung: Wir tun zwar immer so, wir sind ein neutra­
ler Staat. aber wenn es dann wirklich um die Be­
wahrung der Neutralität geht, melden wir uns 
nicht zu Wort. Wir warten die Debatten der Grü­
nen halt ab, wir sitzen verdrossen da, weil wir zu 
spät zum Abendessen kommen, und mühsam 
nehmen wir diese Debatte eben in Kauf. (Abg. 
Ing. Res 5 e I: Frau Kollegin.' Nützen Sie die Gele­
genheit. Ihren Standpunkt darzustellen.') 

Da geht es um substantielle Änderungen; und 
das während eines Krisenfalles, in dem die Welt 
schon lange nicht mehr war. Und Sie nehmen das 
mit einer Ignoranz hin, die ihresgleichen sucht. 
Und dann wundern Sie sich wirklich, daß es eine 
so enorme Politik verdrossenheit in diesem Land 
gibt und daß man oft die Entscheidungen und 
Debatten im Parlament nicht ernst nimmt. weil 
Sie hier ein wirkliches Schauspiel dafür bieten. 
(Abg. G ra b n e r: Wenn der Herr Voggellhuber 
sagt. er !'vürde selbst die Grünen nicht mehr wäh­
len. dann glaube ich es SChOll.') 

Es ist mir ein Rätsel, warum Sie sich nicht Ihrer 
eigenen Macht als Parlamentarier bewußt sind, 
warum Sie sich selbst aus reiner Parteiraison im­
mer wieder zurücknehmen und zurückstellen. Ich 
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Mag. Marijana Grandits 

Aber ich würde es ausweiten und auch die 
Golfkrise mit diesem Zitat belegen. Denn worum 
geht es hier? Es stimmt, daß am 2. August ein 
Diktator. der in den letzten Jahren schon schreck­
liche Greueltaten vollbracht hat, einen Überfall 
auf ein kleines Land, auf Kuwait, vorgenommen 
hat. Das ist ein absoluter Bruch des Völkerrech­
tes. Das ist uns allen bekannt und klar. Es kann 
nur darum gehen. die Forderung mit Nachdruck 
zu vertreten, daß dieser barbarische Akt rückgän­
gig gemacht wird. den Abzug der Irakis aus Ku­
wait zu fordern. Das ist überhaupt keine Frage. 

Aber das ist nur die eine Seite. denn wieso hält 
die Welt heute den Atem an? Wieso beten Millio­
nen von Menschen auf der Welt als sozusagen 
letzten Verzweiflungsakt um den Frieden, weil sie 
keine Aussicht mehr sehen für Verhandlungs­
möglichkeiten oder diplomatische Lösungen? 
Weil es ein Ultimatum gibt! Und dieses Ultima­
tum bezieht sich auf den 15. Jänner. 

Ich glaube, Sie werden mir recht geben, daß ich 
mich in guter Gesellschaft befinde, wenn ich be­
haupte. die Sanktionen sind weder lang genug 
noch konsequent genug und auch nicht von allen 
Staaten in ihrer Genauigkeit eingehalten und ein­
gefordert worden. Namhafte amerikanische Sena­
toren haben genau dieselben Behauptungen auf­
gestellt, und viele Experten, die sich mit dieser 
Nahostkrise beschäftigen. sind der Meinung, daß 
es auch ein Frage der Zeit wäre, diesen Hussein in 
die Knie zu zwingen. Wir wissen, daß die Wirt­
schaft des Landes völlig in Trümmern liegt. daß 
das Hauptexportgut, das Öl, nicht gefördert und 
auch nicht verkauft werden kann aufgrund des 
Iran -Irak -Krieges. 

Eine zweite Stütze des Iraks war der Export 
von Datteln. Im Iran-Irak-Krieg wurden 30 Mil­
lionen Dattelbäume zerstört. Ich möchte Ihnen 
diese Zahl ganz bewußt in Erinnerung rufen. Das 
hat nämlich nicht nur auf die Wirtschaft des Iraks 
eine Auswirkung, sondern auch für die Ökologie 
dieses Landes. Bedenken Sie das einmal. Ich 
möchte nicht von den weiteren Folgen eines mög­
lichen Krieges in ökologischer Hinsicht reden, 
denn darüber wird sicher noch genauer zu spre­
chen sein. 

Der UN-Sicherheitsrat hat mehrmalig in Reso­
lutionen den Rückzug des Iraks aus Kuwait gefor­
dert - das stimmt - und Sanktionen verhängt. 
Aber glauben Sie wirklich, daß es ein Zufall war, 
daß gerade am 29. November - das war der letz­
te Tag, an dem Amerika den Vorsitz im UN-Si­
cherheitsrat hatte - diese Resolution 678 verab­
schiedet wurde, die es erlaubt, mit allen Mitteln 
die Sanktionen durchzusetzen und die genau die­
ses Ultimatum mit dem 15. Jänner festgesetzt 
hat? 

Außerdem ist diese Resolution 678 so verwa­
schen und wäßrig, daß Völkerrechtler sogar be­
zweifeln, daß sie mit der UN-Charta in Einklang 
steht, daß sie wirklich auf die UN-Charta anzu­
wenden ist. 

Ich kann hier auch ein Zitat bringen von dem 
heute schon einmal erwähnten Herrn Köchler. 
der meint. er habe im Namen der IPO. einer Kon­
suItativorganisation der Vereinten Nationen. dar­
auf hingewiesen, daß die Resolution 678 in we­
sentlichen Punkten der UN-Charta widerspricht 
und daher nicht in Übereinstimmung mit der 
Charta verwirklicht werden kann. 

Weiters lautet es hier: "Ich bin mir dessen be­
wußt. daß es nicht Mangel juridischer Qualifika­
tionen der Experten des Sekretariats des Sicher­
heitsrates war, die zu einer so schlampigen For­
mulierung der Bestimmungen der Resolution ge­
führt hat. sondern daß machtpolitisches Kalkül 
dahintersteckt. wenn man einzelnen Staaten 
praktisch eine Generalvollmacht für einseitige 
Mi litäraktionen erteilt." 

Und da sprechen Sie, meine Damen und Her­
ren - und auch die Bundesregierung -, von ei­
nem kollektiven Sicherheitssystem? 

Dr. Köchler meint auch weiter: "Damit hat 
man nicht nur die Konzeption der kollektiven Si­
cherheit ad absurdum geführt. sondern zukünfti­
ger Willkür Vorschub geleistet." 

Das ist nur die Meinung eines von vielen inter­
nationalen Experten, die sich mit diesem Problem 
besc häftigen. 

Außerdem glaube ich auch nicht, daß es ein 
Zufall ist, daß China gerade zu dem Zeitpunkt, zu 
dem es sich zu dieser Resolution der Stimme ent­
halten hat, enorme Kreditzusagen von den USA 
bekommen hat. 

Wir alle wissen um den Zustand der Sowjetuni­
on. um die inneren Schwierigkeiten. mit denen 
Herr Gorbatschow zu kämpfen hat, und daher ist 
es nicht verwunderlich, daß auch die Sowjetunion 
Hilfe aus dem Westen braucht, auf diese Hilfe 
angewiesen ist. und vielleicht hat auch das Stimm­
verhalten der Sowjetunion damit zu tun. 

Und alles das wollen Sie uns unter einem neuen 
kollektiven Sicherheitssystem verkaufen! Das ist 
nämlich die Frechheit!, und nicht der Vorwurf, 
wir wollen dieses kollektive Sicherheitssystem in 
Frage stellen! 

Übrigens: Ich bin durchaus bereit, darüber zu 
diskutieren, ob Österreich einem kollektiven Si­
cherheitssystem angehören sollte, egal, ob es ein 
europäisches oder das der internationalen Völker­
gemeinschaft ist. Aber Tatsache im Moment ist 
doch, daß es dieses kollektive Sicherheitssystem 
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